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Die rechtliche Stellung der Nationalitäten in Beſterreich. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
II. ) 


Die ſtaatsgrundgeſetzlich fixirten „allgemeinen Rechte der Staats⸗ 
bürger“ haben in Bezug auf ihre geſetzliche Ausgeſtaltung ſehr ver⸗ 
ſchiedene Schickſale aufzuweiſen. 

Die Freiheit der Perſon (Art. 8) und die Unverletzlichkeit des 
Hausrechtes (Art. 9) waren ſchon im Jahre 1862 durch Specialgeſetze 
geregelt worden, hier bedurfte es daher keines neuen Ausführungs⸗ 
geſetzes, ſondern jene Geſetze vom 27. October 1862 konnten ſofort zu 
Beſtandtheilen des Staatsgrundgeſetzes ſelbſt erklärt werden. Das Recht, 
ſich zu verſammeln und Vereine zu bilden (Art. 12), wurde ſoeben in 
zwei ſpeciellen Geſetzen normirt (vom 15. November 1867), als die 
Staatsgrundgeſetze in Berathung ſtanden. In Folge dieſes gleichzeitigen 
Entſtehens hat eine formelle Reception der erſteren in letztere zwar nicht 
ſtattgefunden, aber trotzdem kann man ſagen, daß die Ausführung in 
dieſem Punkte der grundrechtlichen Norm ſaſt unmittelbar auf dem 
Fuße gefolgt ift. 2) Desgleichen kann das Preßgeſetz von 1862 in 
gewiſſer Hinſicht immerhin als die anticipirte Verwirklichung des im 
Art. 13 anerkannten Princips der Preßfreiheit gelten. 

An dieſe Geſetze, welche unabhängig von den Grundrechten ent⸗ 
ſtanden, ſchließt ſich ſodann eine Reihe von anderen, welche direct 
zur Ausführung der grundrechtlichen Normen erlaſſen find. Hieher 
gehört zunächſt das Geſetz vom 5. Mai 1869, welches auf Grund des 


) Vergl. Nr. 39, 40, 41 des Jahrg. 1877 dieſer Zeitſchrift. 

2) Allerdings muß dabei feſtgehalten werden, daß das Vereins⸗ ſowie 
das Verſammlungsgeſetz nur einen Theil des Vereins⸗ und Verſammlungsgebietes 
umfaſſen. daß ſomit auf einem Theile des letzteren das grundrechtliche Princip 
der Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit noch immer der Durchführung harrt. 
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Art. 20 die Befugniffe der verantwortlichen Regierungsgewalt zur Ver⸗ 
ſügung zeitweiliger und örtlicher Ausnahmen von den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen beſtimmt, jenes vom 6. April 1870 zum Schutze des Brief⸗ und 
Schriſtengeheimniſſes (Art. 10), die Geſetze vom 25. Mai 1868 über 
das Verhältniß der Schule zur Kirche und über die intereonfeffionellen 
Verhältniſſe der Staatsbürger (Art. 17 und 14), endlich die confeſſio⸗ 
nellen Geſetze von 1874 (Art. 15 und 16). 

Im Gegenſatz zu den bisher berührten Artikeln der Grundrechte 
iſt aber anderen ein ſormelles Ausführungsgeſetz nicht zu Theil geworden 
und zu dieſen gehört auch der Artikel 19 über die nationalen Rechte. 

Trotz des Beiſpiels Ungarns, welches feinen Geſetzartikel XLVI 
vom Jahre 1868 über die Gleichberechtigung der Nationalitäten ge⸗ 
ſchaffen hat, trotz der mannigfachen Anläufe, welche in einigen öſter⸗ 
reichiſchen Ländern theils durch die landtägliche Initiative, theils durch 
jene der Regierung erfolgten ), entbehren wir ein Nationalitätengeſetz 
zur directen und umfaſſenden Ausführung des Artikel 19 bis zur Stunde. 

Was bisher geſchehen iſt, um das Princip der nationalen Gleich⸗ 
berechtigung ins Leben überzuführen, das können wir nur in jener 
Reihe von Einzelngeſetzen und Verordnungen finden, die ſich mit der 
neuen Regelung der Verhältniſſe von „Schule, Amt und öffentlichem 
Leben“ beſaßten. Dieſe Spuren müffen wir Schritt für Schritt ver⸗ 
folgen. 

Daß die „neue Aera“, welche durch die Staatsgrundgeſetze von 
1867 inaugurirt wurde, ſich ſofort der Geſetzgebung über die „Schule“ 
zuwandte, iſt in der Natur der ſie beherrſchenden Strömung vollauf 
begründet. Aber ebenſo begreiflich iſt es, daß trotz des mächtigen Ein⸗ 


) Der bedeutſamſte Verſuch, welcher in dieſer Richtung erfolgte, iſt die 
unter dem Miniſterium Hohenwart im böhmiſchen Landtage eingebrachte Regie⸗ 
rungsvorlage eines Nationalitätengeſetzes. Es iſt aber hier bei dem Verſuche 
geblieben, denn der von dem Landtage mit geringen Aenderungen acceptirte 
Entwurf hat bei dem raſchen Wechſel der politiſchen Situation die kaiſerliche 
Sanction nicht erhalten, und abgeſehen hi von beweist ſchon der Umſtand, daß 
die Regierungsvorlage im Landtage eingebracht wurde, daß diefes Unternehmen 
nicht hieher gehört, daß wir es mit einer Ausführung des Art. 19 des Staats⸗ 
grundgeſetzes nicht zu thun haben. Um ganz beſtimmte, auf das Königreich 
Böhmen beſchränkte politiſche Ziele hatte es ſich dort gehandelt, nicht um eine 
allgemeine Realiſirung des verfaſſungsmäßigen Grundſatzes nationaler Freiheit. 
Sowie einerſeits das Geltungsgebiet des projectirten Geſetzes ein anderes war 
als jenes der Grundrechte, jo konnte daher andererſeits auch der Inhalt desſelben 
weit über den Canon nationaler Gleichberechtigung in Schule und Amt hinaus⸗ 
gehen; eine völlig neue Verfaſſungsconſtruction für Böhmen ſollte ge’chaffen, der 
Landtag ſollte in nationale Curien aufgelöst werden u. dgl. m., um das Gleich⸗ 
gewicht der beiden Nationalitäten in der Geſetzgebung zu verbürgen. Mit der 
ausgeſprochen politiſchen Tendenz dieſer legislativen Action ift es völlig im Ein⸗ 
klange, daß das dieſelbe einleitende Miniſterium ſich verwandten Beſtrebungen 


‚an anderen Orten gegenüber ganz oder theilweiſe ablehnend verhielt. So wurde 


3. B. die in dem Görzer Landtage von ſloveniſcher Seite eingebrachte Interpella⸗ 
tion, ob die Regierung nicht zur Vorlage eines Nationalitätengeſetzes ſchreiten 
wolle, dahin beantwortet, daß fich dazu in Görz kein Bedürfniß herausgeſtellt 
habe, und rückſichtlich der aus der Initiative des Krainer Landtages hervor⸗ 
gegangenen Geſetzentwürfe über die Einführung der ſloveniſchen Sprache in Schule 
und Amt wurde von der Regierung ebenfalls keine Erledigung bewirkt. 


Huffes der nationalen Elemente auf Oeſterreichs ganzes politiſches Leben, 
daß, trotzdem der Streit um den nationalen Charakter der Schule einen 
Factor in allen Verſaſſungskämpfen ſeit 1848 und namentlich ſeit 1860 
gebildet hatte, der nationale Geſichtspunkt in der Schulgeſetzgebung von 
1869 hinter einen anderen zurücktrat. Die Trennung der Schule von 
der Kirche war in jenem Momente das Loſungswort des Tages, oder, 
beſſer geſagt, die dieſem Ziele zugethanen Elemente hatten damals die 
Oberhand; die Verſtaatlichung der Schule mußte damals zunächſt erreicht 
werden, alle anderen Zwecke behaupteten neben dieſem einen nur einen 
untergeordneten Rang. 

Das Volksſchulgeſetz von 1869 kann daher auf dieſem Gebiete mit 
nichten als bahnbrechend angeſehen werden; es hat in zwei Landes⸗ 
geſetzen, jenem für Böhmen vom 18. Jänner 1866 und jenem für 
Galizien vom 23. Juni 1867, zwei ſehr decidirte Vorläufer gehabt 
und, hievon auch abgeſehen, die Conſequenzen des grundrechtlichen Prin⸗ 
cips nur zögernd acceptirt. Der maßgebende 8 6 lautet: „Ueber die 
Unterrichtsſprache und über die Unterweiſung in einer zweiten Landes⸗ 
ſprache entſcheidet nach Anhörung derjenigen, welche die Schule erhalten, 
innerhalb der durch die Geſetze gezogenen Grenzen die Landesſchulbehörde.“ 
Das Volksſchulgeſetz iſt ſomit jeder directen Entſcheidung der Frage aus 
dem Wege gegangen und hat in der Weſenheit nur eine Competenz⸗ 
beſtimmung für dieſelbe getroffen; in jedem einzelnen Falle ſoll die 
Landesſchulbehörde nach Einvernehmung der Erhalter der Schule die 
Entſcheidung treffen. 

Dieſe Norm betrifft die Volksſchule in allen ihren Abſtufungen, 
die Volksſchule im engeren Sinne ſowohl als die entwickeltere Oberſtufe 
derſelben, die Bürgerſchule; für die letztere iſt außerdem nur noch die 
ſpecielle Beſtimmung getroffen, daß 1.) an den nichtdeutſchen Anſtalten 
dieſer Gruppe auch die Gelegenheit zur Erlernung der deutſchen Sprache 
geboten werden ſolle und daß 2.) an allen Anſtalten derſelben mit Geneh⸗ 
migung der Landesſchulbehörde auch ein nicht⸗obligatoriſcher Unterricht 
in einer fremden lebenden Sprache ertheilt werden könne ($ 17, al. 3 
und 4). Das Volksſchulgeſetz beſchränkt ſich indeſſen bekanntlich nicht 
auf die Volksſchule, es hat vielmehr auch die Lehrerbildungsanſtalten 
erfaßt; ſelbſtverſtändlich mußte daher auch hier die Sprachenfrage, wenn 
nicht gelöst, ſo doch berührt werden. Es iſt dies in der dilatoriſchen 
Weiſe geſchehen, welche wir ſchon kennen gelernt haben, indem der § 31 
lediglich normirt, daß die Unterrichtsſprache auf Vorſchlag der Landes⸗ 
ſchulbehörde vom Unterrichtsminiſter feſtgeſetzt werden ſolle, ſo weit das 
Landesgeſetz nicht etwas Anderes beſtimme, und daß, wo es das Bedürf⸗ 
niß erheiſche, den Zöglingen Gelegenheit zur Ausbildung in einer zweiten 
Landesſprache geboten werden ſolle, damit ſie die Befähigung erlangen, 
eventuell auch in dieſer zu lehren. Alſo auch hier iſt zunächſt blos eine 
Competenzbeſtimmung getroffen (der Natur der Lehrerbildungsanſtalten 
entſprechend in einer von den Beſtimmungen über die Volksſchule ver⸗ 
ſchiedenen Weiſe) und nur indirect läßt ſich erkennen, daß das Geſetz 
als Unterrichtsſprache eine Landesſprache im Auge hat. 

Verſuchen wir es nun, die Beſtimmungen des Volksſchulgeſetzes 
ſyſtematiſch zu conſtruiren. 

Daß der Unterricht in der Volksſchule zunächſt in der Mutter⸗ 
ſprache der Kinder ertheilt werden muß, iſt wohl als ſelbſtverſtändliche 
Vorausſetzung durch die Natur der Sache gegeben. Die Volksſchule der 
modernen öſterreichiſchen Geſetzgebung umfaßt aber acht Altersjahrgänge, 
ſie zerfällt im entwickelten Zuſtande (auch ohne die Ausgeſtaltung der 
Oberſtufe zur Bürgerſchule) in acht Claſſen, es iſt daher durch den 
Beginn des Unterrichts in der Mutterſprache durchaus nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Unterricht ſchrittweiſe in eine andere Sprache übergeleitet und 
in den Oberclaſſen ſogar allgemein, etwa mit Beibehaltung der Mutter⸗ 
ſprache als Unterrichtsgegenſtand, in einer fremden Sprache ertheilt 
werde. Ein ſolcher Zuſtand war unſeres Wiſſens in den Fünfziger Jahren 
allgemein, obwohl die Schulpflicht nur eine ſechsjährige, der Uebergang 
von einem Unterrichtsmodus zum andern innerhalb der Volksſchule ſomit 
bedeutend erſchwert war; in den entwickelter organiſirten Volksſchulen, 
den Muſterhauptſchulen, ſlaviſcher Gegenden ſchloß der Unterricht ſtets 
in der deutſchen Sprache ab, wenn er auch in der Mutterſprache begonnen 
hatte. Ein Vorgang ähnlicher Art iſt auch nach dem Volksſchulgeſetze von 
1869 nicht unbedingt ausgeſchloſſen. Eine allgemein germaniſirende Ten⸗ 
denz iſt dem letzteren allerdings fremd, aber die Möglichkeit iſt offen 
gelaſſen, daß die Mutterſprache der Kinder als Unterrichtsſprache in 
manchen Fällen durch eine andere Landesſprache verdrängt werde. Denn 
der Unterrichtsſprache iſt eine „zweite Landesſprache“ gegenübergeſtellt, 
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welche Gegenſtand der Unterweiſung ſein kann, damit iſt alſo ausge⸗ 
ſprochen, 1.) daß das Volksſchulgeſetz als Unterrichtsſprache nicht ſchlechter⸗ 
dings die Mutterſprache der Kinder, ſondern nur eine Landesſprache 
verlangt, und 2.) daß neben der Unterrichtsſprache noch eine zweite 
Landesſprache als Unterrichtsgegenſtand zuläſſig iſt. 

Welche Motive können das Geſetz hiebei geleitet haben? 

Vielleicht die Abſicht, den Beſitzſtand der Sprachen in der Schule 
einigermaßen zu ſchützen, zu verhindern, daß in national gemiſchten 
Ländern, wo die eine Landesſprache bisher ein factiſches Uebergewicht 
beſaß, die Verhältniſſe unvermittelt auf den Kopf geſtellt werden, denn 
aus dieſem Grunde muß ja auch jeder Verrückung der Sprachverhält⸗ 
niſſe einer Schule die ſormelle Entſcheidung der Landesſchulbehörde vor⸗ 
ausgehen und kann die Nationaliſirung derſelben nie durch die localen 
Schulbehörden oder durch die Erhalter der Schule ſelbſt ſtattfinden. 

Wahrſcheinlich waren aber überdies andere, rein didactiſch⸗admini⸗ 
ſtrative Gründe maßgebend. 

Es ſollte der Ausführungsgeſetzgebung und der Verwaltung in 
der Wahl der Unterrichtsſprache wenigſtens einiger Spielraum eröffnet, 
es ſollte in national gemiſchten Schulſprengeln die Nothwendigkeit der 
Trennung der Schulen nach der Nationalität der Beſucher wenigſtens 
einigermaßen beſchränkt werden. Dieſem Bedürfniſſe wird am leichteſten 
genügt, wenn man die Sprache des einen Theiles der Schulbeſucher 
zur allgemeinen Unterrichtsſprache erhebt, und deswegen räumt das Geſetz 
nur einer Landesſprache das Recht ein, die Mutterſprache eines Volks⸗ 
kreiſes in den Hintergrund zu drängen. Daß eine Sprache allgemein, 
als Reichs⸗ oder Staatsſprache, ſchon in den Volksſchulen zur Geltung 
komme, das iſt durch das Volksſchulgeſetz verwehrt, daß aber in kleineren 
Kreiſen, beſonders an den Grenzen verſchiedener Sprachſtämme und über 
die in der Diaſpora Zerftreuten, einzelne Sprachen zur Vorherrſchaft 
gelangen, iſt nach wie vor möglich. Damit ſtimmt es ganz gut überein, 
daß in den Lehrerbildungsanſtalten gar keine geſetzliche Vorſorge für 
den Unterricht in der Reichsſprache — es ſei uns auf Grund der geſchicht⸗ 
lichen Entwickelung geſtattet, die deutſche Sprache trotz der modernen 
Geſetze als ſolche zu bezeichnen — getroffen iſt, daß aber ſchon das 
Geſetz darauf hinzielt, daß die Lehramtscandidaten ſich die Lehrbefä⸗ 
higung in zwei Landesſprachen erwerben. Mit einem numerus clausus 
von Landesſprachen will ſich die Verwaltung gerne befaſſen, aber der 
mühevollen Sorge für kleine Bevölkerungsſplitter möchte ſie überhoben 
ſein, ſie will der Gefahr ausweichen, für in einem Lande ſprachlich 
ganz iſolirte Schulen die Lehrkräſte aus einem anderen Lande berufen 
zu müſſen, den local gegliederten Organismus der Schulauſſicht zu 
Gunſten ſporadiſcher Bildungen durchbrechen zu laſſen oder die Lehr⸗ 
kräfte innerhalb des Landes durchaus nicht von einer zur anderen Schul⸗ 
gruppe verſetzen zu können. Wo dieſe praktiſchen, ich möchte ſagen, 
didactiſch⸗ökonomiſchen Erwägungen nicht eintreten, iſt das Geſetz gerne 
bereit, volle Freiheit walten zu laſſen, es läßt daher nicht nur nicht⸗ 
deutſche Volks⸗, ſondern auch nichtdeutſche Bürgerſchulen zu und wagt 
es nicht einmal, an letzteren einen obligatoriſchen Unterricht in der 
deutſchen Sprache zur Geltung zu bringen. 

Es fragt ſich nun, ob dieſer von dem Volksſchulgeſetze offen 
gelaſſene Spielraum in der That freiſteht, ob die Entſcheidungen der 
Behörden, welche durch das Volksſchulgeſetz poſtulirt werden, nicht an 
andere Normen gebunden ſind. Verweist doch das Volksſchulgeſetz ſelbſt 
zu dieſem Zwecke einmal ($ 6, Volksſchulen) darauf, daß die Wahl 
der Unterrichtsſprache „innerhalb der durch die Geſetze gezogenen Gren⸗ 
zen“ zu erfolgen habe, und ein zweites Mal ($ 31, Lehrerbildungs⸗ 
anſtalten), daß die Wahl der Behörde nur inſoferne freiſtehe, als nicht 
durch das Landesgeſetz etwas Anderes beſtimmt iſt; in beiden Fällen 
iſt ſomit auf außerhalb des Volksſchulgeſetzes liegende Grundlagen ver⸗ 
wieſen. ji 

Für die Volksſchulen iſt neben den Landesgeſetzen offenbar vor 
allem auf den Artikel 19 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen 
Rechte gedacht, wir wollen daher ſchon aus dieſem Grunde zunächſt 
prüfen, inwieferne das Volkſchulgeſetz mit dem grundrechtlichen Princip 
übereinſtimmt. 

Nach dem, was wir als den Sinn des Artikel 19 feſtgeſtellt 
haben, kann über dieſe Frage kein Zweiſel beſtehen. Inſoferne das Volks⸗ 
ſchulgeſetz einen Zwang zur Erlernung einer zweiten Landesſprache zuläßt, 
ſteht es im Widerſpruche mit dem Staatsgrundgeſetze, denn das letztere 
perhorrescirt in den Ländern gemiſchter Nationalität jede utraquiſtiſche 
Schule, um ſo mehr dann, wenn der Staat zum Beſuche derſelben zwingt, 


wie bei der Volksſchule. Es ift alſo verfaſſungswidrig, wenn man auch 
in einer einzigen Volksſchule und etwa auch nur in den Oberclaſſen 
derſelben eine Unterrichtsſprache durchführen wollte, welche nicht die 
Mutterſprache der Schüler iſt. 


Wir ſind auf den Einwand gefaßt, daß eine ſolche Durchführung 
des Princips in ſprachlich gemiſchten Gemeinden unmöglich ſei, daß in 
den Schulen, welche von Angehörigen verſchiedener Volksſtämme beſucht 
werden, nothwendiger Weiſe die eine Sprache der anderen weichen oder 
ein gemeinſames Medium angenommen werden müſſe. Allein dieſer Ein⸗ 
wand hält gegenüber dem zwingenden Imperativ des Staatsgrundgeſetzes 
mit nichten Stand. Sowie einſt die confeſſionelle Schule die territoriale 
Geſchloſſenheit der Schulſprengel durchbrochen hat, ſo löst jetzt die natio⸗ 
nale Schule die Gemeindeſchule in ihre Beſtandtheile auf. Jedes natio⸗ 
nale Element der Gemeinde hat kraſt des Staatsgrundgeſetzes ein Recht 
auf eine geſonderte Schule nach Maßgabe jener Bedingungen, welche 
für die Errichtung einer Schule überhaupt exiſtiren; hier iſt der Punkt, 
wo an das Volksſchulgeſetz die Aufgabe herantritt, die nationale Gleich⸗ 
berechtigung in's Leben überzuführen. Das Volksſchulgeſetz hat dieſer 
Aufgabe, wenn auch wider Willen, entſprochen, indem es im $ 59 nor⸗ 
mirt, daß „eine Schule unter allen Umſtänden überall zu errichten ſei, 
wo ſich im Umkreiſe einer Stunde und nach einem fünfjährigen Durch⸗ 
ſchnitte mehr als vierzig Kinder vorfinden, welche eine über eine halbe 
Meile entfernte Schule beſuchen müſſen“. Sobald ſomit die nationale 
Minorität einer oder mehrerer benachbarter Ortsgemeinden ſo weit 
gewachſen iſt, daß ſich nach einem fünſjährigen Durchſchnitte mehr 
als vierzig ſchulpflichtige Kinder in ihrer Mitte finden, kann ſie die 
Errichtung einer eigenen nationalen Schule verlangen. Es iſt demnach 
den nationalen Minoritäten eine wirkſame geſetzliche Waffe in die Hand 
gegeben und doch der Gefahr vorgebeugt, daß das nationale Princip 
bis in das abſurde Extrem verfolgt werde. Allerdings wird ſich auch 
jetzt ſchon in vielen Fällen zeigen, daß die durch die nationale Trennung 
der Schulen hervorgerufene Vervielfältigung derſelben im Gegenſatze zu 
der Forderung der Landesgeſetze (über die Errichtung und Erhaltung 
der Volksſchulen) nur „auf Koſten der zweckmäßigen Einrichtung und 
Fortführung der nothwendigen Schulen“ möglich iſt. Um im Falle der 
Zwei⸗ oder Dreitheilung einer Schule die Koſten nicht maßlos zu ſtei⸗ 
gern, werden bei der Einſchulung die Nationalen verſchiedener Gemeinden 
zu einem Schulſprengel vereinigt und die Schulen ſtatt näher ferner 
gerückt werden. Oder, wenn die Errichtung der neuen Schulen ſich inner⸗ 
halb der alten Schulgemeinde vollzieht, ſo werden dadurch vielleicht alle 
anderen Ziele der Schulentwicklung, die Trennung der Geſchlechter, die 
Abtheilung in Claffen, gefährdet werden; es wird allerdings mehr Schulen 
geben, an die Stelle mit zahlreichen Claſſen ausgeſtatteter Knaben⸗ und 
Mädchenſchulen wird aber vielſach die einclaſſige gemiſchte Schule treten. 
Es gibt indeſſen vorläufig keine Wahl. Wir leben in der Zeit der All⸗ 
gewalt oder wenigſtens der Uebermacht der nationalen Idee und ſo iſt 
es ſehr begreiflich, daß dieſelbe in der Schulfrage alle anderen Intereſſen 
in den Hintergrund drängt. 


Daß die Bäume nicht in den Himmel wachſen, dafür iſt übri⸗ 
gens ſchon geſorgt. In zwingender Weiſe machen ſich die grundrecht⸗ 
lichen Forderungen nur bei der Errichtung von neuen Schulen geltend, 
bei allen den alten iſt eine Aenderung, wie wir geſehen, von einer 
Entſcheidung der Landesſchulbehörde bedingt und dieſe muß unſeres 
Erachtens nur dann erfolgen, wenn ſie von den Betheiligten ſelbſt auf 
Grund des Geſetzes verlangt wird. Allerdings iſt das Recht der Nationali⸗ 
tät ein öfſentliches Recht, es iſt dies aber in eigenthümlicher Weiſe, ſo 
daß die letzten Conſequenzen desſelben nicht gezogen werden können. Das 
Geſetz kennt kein objectives Kriterium der Nationalität und noch weniger 
kennt es einen im Intereſſe der Freiheit doch unerläßlichen Modus, ſich 
ſeiner nationalen Rechte zu entäußern. Die Zugehörigkeit zu einer Eon⸗ 
ſeſſion, die Staatsbürgerſchaft, die Gemeindegenoſſenſchaft ſind an juri⸗ 
ſtiſch fixirbare Erwerbungsarten geknüpſt und es gibt einen geſetzlich 
feſtſtehenden Modus des Wechſels aller dieſer perſönlichen Standes⸗ 
eigenſchaften. Wenn daher heute z. B. das Princip confeſſioneller 
Schulen in voller Schärfe proclamirt werden ſollte, ſo müßte es auch 
in allen Eonſequenzen durchgeführt werden; der Wille einzelner Con⸗ 
feſſionsgenoſſen könnte nicht in Anſchlag kommen, denn ſie wären ja 
vollkommen in der Lage, ſich dem ihnen verhaßten Zwange durch den 
Wechſel der Confeſſion oder ſogar durch den Austritt aus jeder Con⸗ 
feſſion zu entziehen. Anders ſteht die Sache im Falle der Nationalität. 
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Daß die angeborenen Bande der Stammesangehörigkeit abgeſtreift wer⸗ 
den können, daß jemand aus dem Geiſtesleben ſeines Stammes heraus 
in jenes einer anderen Nation hinüberzutreten vermag, dies lehrt die 
Erfahrung aller Zeiten, und nicht etwa nur bei indolenten Naturen, 
ſondern oft auch bei bedeutenden Perſönlichkeiten, die dadurch das Recht 
der Individualität gegenüber jeglichem Zwange zur Geltung bringen. 
Dies Recht der Individualität äußert ſich der Volksſchule gegenüber 
als das Recht der Familie, die Sprache der Erziehung und des Unter⸗ 
richts zu wählen, und ſelbſt der extreme Nationalismus, welcher die 
heranwachſende Generation eventuell ſogar im Kampfe gegen die Familie 
für ſich in Auſpruch nehmen möchte, müßte dies Recht der Familie 
wenigſtens im Falle der nationalen Miſchehen anerkennen. Wir nehmen 
dies Recht für die Familie in voller Ausdehnung in Anſpruch. Das 
Weſen der durch das Staatsgrundgeſetz anerkannten nationalen Rechte 
iſt, wie man nicht oft genug wiederholen kann, ein Princip der Frei⸗ 
heit und dieſem widerſtreitet der Zwang; ein Bollwerk gegen ſtaatliche 
Vergewaltigung ſoll die grundrechtliche Gewährleiſtung der nationalen 
Gleichberechtigung bilden, nicht ein Mittel gewaltſamer Nationaliſirung 
durch den Staat. Wenn das nationale Bewußtſein in einem Theile 
eines Sprachſtammes erloſchen iſt, ſo mag dies vom Standpunkte des 
letzteren zu beklagen ſein; Aufgabe des Staates iſt es aber nicht, dies 
Bewußtſein zwangsweiſe zu beleben, und zwar mit vollem Grunde. 
Der Staat hat nach unſerem öffentlichen Rechte die Pflicht, das Leben 
auch der ſchwächſten nationalen Individualität zu ſchützen, ſo ferne 
dieſe ohne äußere, gewaltſame Störung lebensfähig iſt. Wenn dies aber 
nicht der Fall iſt, wenn eine abgelebte oder überhaupt nicht lebens⸗ 
fähige Cultur in dem Kampfe um's Daſein unterliegt, wenn eine 
Nation in ihren geiſtig ſührenden Elementen ſich ſelbſt aufgibt, dann 
hat der Staat die Aufgabe mit nichten, hindernd einzugreifen, denn er 
würde ſich hiermit nur an ein unmögliches Problem wagen, er könnte 
nur die Todeszuckungen in einem nothwendigen Abſterbeproceß ver⸗ 
langſamen. 


Dieſer Standpunkt des öſterreichiſchen Rechtes hat aber überdies 
noch eine viel weiter reichende, principielle Bedeutung. Indem die 
Familie zum Hort der Nationalität gemacht iſt, iſt die letztere als 
Factor des freien Geſellſchaſtslebens anerkannt. Nicht ein politiſcher 
Machtfactor hat ſie zu ſein, ſondern das Medium des freien Geiſtes⸗ 
lebens der im Staatsverbande vereinigten Völker, nicht politiſchen 
Zwecken hat ſie zu dienen, ſondern die politiſchen Einrichtungen müſſen 
den Boden und die Schranken herſtellen, innerhalb deren ſich das 
nationale Leben frei entfalten kann. 


Die Wahrung der nationalen Rechte muß daher nach Möglichkeit 
fernegehalten werden von dem Einfluße der im Wechſel um die Herr⸗ 
ſchaft ringenden politiſchen Elemente, aus dieſem Grunde iſt, wie wir 
ſchon geſehen, das Klagerecht wegen Verletzung nationaler Rechte nur den 
Individuen zuerkannt, aus diefem Grunde kann demzufolge kein politiſcher 
Verband, ſei es Land, Bezirk oder Gemeinde, das maßgebende Petit um 
Nationaliſirung der Schule ſtellen. Wie der Staat anational ſein muß, 
ſo müſſen es gleichfalls ſeine Glieder ſein; Land, Bezirk und Gemeinde 
müſſen, wie hoch die Wogen nationaler Bewegung auch gehen mögen, 
in nationaler Beziehung neutrale Potenzen bleiben. 


In dieſer Formulirung des nationalen Princips gewinnt endlich 
auch die Schule die Bürgſchaft, daß ſie in dieſer einen Hinſicht wenig⸗ 
ſtens als ſocialer Factor gilt und nicht völlig untergeht als Spielball 
politiſcher Parteiung. Mag die Geſetzgebung in confeſſioneller Hinſicht die 
Gefahr nicht ausſchließen, daß die obligatoriſche Volksſchule ſich im 
Gegenſatz befinde zu den kirchlich⸗religiſen Anſchauungen der Familie, 
müſſen wir hier oft den Zwieſpalt beklagen, daß die Schule als Mittel 
gebraucht wird zur Vergewaltigung des Heiligſten, das die Familie beſitzt, 
nämlich der religiöfen Ueberzeugung, in nationalen Fragen iſt die Frei⸗ 
heit des Individuums und die Freiheit der Familie auf einen ſicheren 
Grund gebaut, die Volksſchule kann bei uns, ſo lange das Geſetz gewahrt 
wird, niemals als Werkzeug dienen zu gewaltſamer Nationaliſirung oder 
Entnationaliſirung. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber die Frage der Behandlung eines Abgeſtellten, welcher nach⸗ 
träglich zu einer Gemeinde eines anderen Stellungsbezirkes hei⸗ 
matszuſtändig erkannt wurde, in dem Falle, wenn im neuen 
Stellungsbezirke die Loszahl geringer iſt, als das vom Abgeſtell⸗ 

- ten im früheren Bezirke gezogene Los. 

J. P., geboren 1858 in St. S., Gerichtsbezirk I, wohnhaft 
in N., Gerichtsbezirk M., wurde bei der regelmäßigen Stellung 1878 
als nach St. S. zuſtändig erklärt und in die Stellungsliſte des Ge⸗ 
richtsbezirkes J. einbezogen und mit Los Nr. 29 zum ſtehenden Heere 
abgeſtellt. Nach vollzogener Stellung ergab ſich ein Zweifel hinſichtlich der 
Zuſtändigkeit der Familie des abgeſtellten J. P. nach St. S., Gerichts⸗ 
bezirk J., und ſtellte ſich auf Grund eines vorgeſundenen rechts⸗ 
giltigen Heimatſcheines heraus, daß die gedachte Familie nicht nach 
St. S., Gerichtsbezirk J., ſondern nach N., Gerichtsbezirk M. zuſtän⸗ 
dig iſt, von welcher Gemeinde N. die Familie ſodann auch anſtandslos 
als zuſtändig anerkannt wurde. 

Es handelte ſich nun um die hieraus folgende Behandlung des 
Abgeſtellten J. P. Im Gerichtsbezirke M. waren im Jahre 1878 nur 
21 Stellungspflichtige verzeichnet und Los Nr. 19 bildete die Abſchluß⸗ 
nummer für das Eontingent des ſtehenden Heeres. Los Nr. 20 war 
zur Erſatzreſerve geftellt. 

Ueber die Frage, wie nun in dieſem Falle J. P. mit Los Nr. 29 
des Gerichtsbezirkes J. im Sinne des $ 23 der Inſtruction zum Wehr: 
geſetze an den Bezirk M., welcher nur 21 Losnummern hatte, abzu⸗ 
treten und reſpective mit welcher Losnummer in die Stellungsliſte dieſes 
Bezirkes nachträglich zu verzeichnen ſei, ſetzte ſich die politiſche Stel⸗ 
lungsbehörde in das Einvernehmen mit dem Ergänzungsbezirks⸗Com⸗ 
mando, welches ſich veranlaßt fand, hierüber die Entſcheidung des k. k. 
Reichs⸗Kriegsminiſteriums einzuholen. 

Dieſe Entſcheidung erfolgte unter dem 2. November 1878, 
3. 7288, dahin: 

„Der Genannte iſt in ſeinem neuen heimatszuſtändigen Stellungs⸗ 
bezirke der Nachloſung zu unterziehen und nach der Nummer des neuen 
Loſes zu behandeln. Weiters iſt deſſen Uebertragung aus der Stellungs⸗ 
liſte des Bezirkes J. in jene des Stellungsbezirkes M. entsprechend 
ſeiner neuen Losnummer zu bewirken und zu veranlaſſen, daß der 
Stellungsbezirk J. bei der nächſtjährigen Stellung den Erſatz leiſte.“ 

Demgemäß wurde von der politiſchen Stellungsbehörde vorge⸗ 
gangen und da für J. P. bei der Nachloſung Los Nr. 1 gehoben 
wurde, derſelbe mit Los Nr. ½ in die Stellungsliſte des Bezirkes M. 
neu eingetragen. 

Bemerkung des Einſenders: 

Nach der Meinung des Einſenders ſchiene es, daß in dieſem 
Falle die Nachlofung dem Sinne des § 23 (P. 6) der Inſtruction zum 
Wehrgeſetze nicht entſpreche, ſondern daß vielmehr J. P. mit der Los⸗ 
zahl 20½ in die Stellungsliſte des Bezirkes M. einzureihen geweſen 
wäre, was für denſelben inſoweit vom Belange geweſen ſein würde, 
als er ſodann in die Erſatzreſerve gekommen wäre. He. 


Ueber die Klage wegen Creditirung von Mauthgebühren, ſofern 
nicht das Recht zur Behebung der Wegmauth ſelbſt beſtritten 
wird, find die Gerichte zur Entfcheidung competent. 

Ueber die von Jofef H. in ſeiner Eigenſchaft als Caſſier der 
Gerichtsgemeinde Kitzbühel beim k. k. Bezirksgerichte daſelbſt unterm 
13. Februar 1878, 3. 663, mündlich zu Protokoll gegebene Klage 
gegen Franz M., Gewerksbeſitzer in N., wegen ſchuldigen Mauth⸗ 
gebühren per 636 fl. 52 kr., hat das genannte Gericht mit Bericht 
vom 14, Februar 1878, 8. 663, dieſelbe auf Grund des Hofdecretes 
vom 23. Juni 1820, Nr. 1169 J. G. S., dem Oberlandesgerichte 
in Innsbruck zur Entſcheidung über die Competenzfrage vorgelegt. 

Mit der Entſcheidung vom 19. Februar 1878, 3. 1428, hat 
dieſes dem Bezirksgerichte hierüber bedeutet, daß es auf Grund des 
Geſetzes vom 18. April 1869, Nr. 44 R. G. B, über die Organi⸗ 
ſation des Reichsgerichtes und das Verfahren vor demſelben, ſich nicht 
mehr veranlaßt findet, im Sinne des citirten Hofdecretes vorzugehen, 
und daß es dem Bezirksgerichte vorbehalten bleibt, über die von ihm 


angeregte Frage der Competenz mit Vorbehalt des Recurſes ſelbſt zu 
entſcheiden. 
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Das k. k. Bezirksgericht Kitzbühel hat ſonach mit Beſcheid vom 
26. Februar 1878, Z. 663, obige Klage bei dem Umſtande, als die 
den Gerichtsgemeinden ertheilte politiſche Bewilligung zur Behebung der 
Mauthgebühr auf dieſer Straße ein Mauthprivilegium iſt, deſſen bezüg⸗ 
liche Beſtimmungen und Tarife der richterlichen Cognition entzogen 
bleiben, wegen Incompetenz nach § 1 lit. b w. g. G. O. zurückgewieſen. 

Den vom Kläger gegen dieſen Beſcheid ergriffenen Recurs hat 
das k. k. Oberlandesgericht mit der Verordnung vom 26. März 1878, 
3. 2075, aus den erſtrichterlichen Gründen und in der weiteren Erwä⸗ 
gung, daß die gegenſtändliche Klage ſich nicht auf einen Titel des 
Privatrechtes gründet, verworfen. 

Ueber den a. o Reviſionsrecurs des Klägers hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 21. Mai 1878, 3. 5833, in 
Erwägung, daß allerdings eine Entſcheidung über die Frage, ob die 
Gerichtsgemeinden von Kitzbühel zur Wegmauthbehebung für die Be⸗ 
nützung der erwähnten Straße gegen den Geklagten berechtigt waren, 
den Gerichten nicht zuſteht, daß jedoch den Gegenſtand des gegenwärtigen 
Rechtsſtreites die Forderung von 636 fl. 52 kr. bildet, welche durch 
Creditirung der Wegmauthgebühr entſtanden iſt und durch die von Fall 
zu Fall eingetretene Creditirung der bei Vermeidung der Verweigerung 
des Durchlaſſes ſogleich zu zahlenden Mauthgebühr, ein privatrechtliches 
Verhältniß zwiſchen den Mauthberechtigten und Verpflichteten begründet 
wurde und daher, da im gegenwärtigen Stadium nicht bekannt iſt, ob 
der Geklagte überhaupt und welche Einwendungen gegen die Klage zu 
erheben gedenkt, kein Grund vorhanden war, um die Betretung des 
Rechtsweges zu verſagen, wogegen der Richter im Lauſe des Rechts⸗ 
ſtreites die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit ſich gegenwärtig zu halten 
haben wird, in Abänderung der gleichförmigen unterrichterlichen Erle⸗ 
digungen dem Bezirksgerichte Kitzbühel aufzutragen beſunden, über die 
Klage de praes. 13. Februar 1878, das geſetzliche Verfahren einzuleiten. 

Ger.⸗H. 


Geſetze und Berordnungen. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 1828. 
Nr. 1. Ausgeg. am 9. Jänner. 


Nr. 2. Ausgeg. am 18. Jänner. 

Circular⸗Verordnung vom 10. Jänner 1878, Nr. 183/25 II. Geſetz, 
betreffend die Bewilligung zur Aushebung der Recruten-Contingente pro 1878. 

Eircular⸗Verordnung vom 4. Jänner 1878, Nr. 33/8 V. Einführung 
von Qualificationsliſten über Intendantursbeamte der k. k. Landwehr. 

Nr. 3. Ausgeg. am 19. Jänner. 

Circular⸗Verordnung vom 9. Jänner 1878, Nr. 80/10 V. Adjuſtirungs⸗ 
und Ausrüſtungs⸗Vorſchrift, dann Portionen⸗Gebühr für die Hilfsanſtalten für 
das Ausrüſtungsweſen der k. k. Landwehr und den Landſturm. 

Nr. 4. Ausgeg. am 7. Februar. 

5 Circular⸗Verordnung vom 17. Jänner 1878, Nr. 30/ V. Anwendung der 
„proviſoriſchen Monturs⸗Wirthſchafts⸗ und Verrechnungs⸗Inſtruction für die k. k. 
Landwehr vom Jahre 1872“ bei den ober⸗dalmatiniſchen Landwehr⸗Truppen. 

Nr. 5. Ausgeg. am 18. Februar. 


Nr. 6. Ausgeg. am 5. März. 

Circular⸗Verordnung vom 11. Februar 1878, 1222/11 II. Vervollſtän⸗ 
digung des $ 67: 2 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes. 

Circular⸗Verordnung vom 21. Februar 1878, Nr. 2301/22 II. Aus⸗ 
ſcheidung der Gemeinde Krimlow aus dem Sprengel des Bezirksgerichtes Kaurzim, 
beziehungsweiſe aus jenem der Bezirkshauptmannſchaft Kotin und Zuweiſung dieſer 
Gemeinde zum Sprengel des Bezirksgerichtes Schwarz⸗Koſteletz, beziehungsweiſe 
zu jenem der Bezirkshauptmannfchaft Böhmiſch⸗Brod. 

Circular⸗Verordnung vom 28. Februar 1878, Nr. 2568/476 II. Aende⸗ 
rung des Gebietsumfanges des Bezirksgerichtes, beziehungsweiſe der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Königinhof und des Bezirksgerichtes Böhmiſch⸗Skalitz, beziehungsweiſe 
der Bezirkshauptmannſchaft Neuſtadt an der Mettau. 

Nr. 7. Ausgeg. am 9. März. 

Circular⸗Berordnung vom 9. Februar 1878, Praes. Nr. 228. Beſtimmungen 
betreffs Evidenzführung der neuen Militär⸗Marſchroutenkarte. 

Circular- Verordnung vom 21. Februar 1878, Nr. 2498/04 V. Zugeſtänd⸗ 
niß der Eiſenbahn⸗ und Dampfſchiffbenützung auf Rechnung des Aerars für die 
im Mobiliſirungsfalle dauernd Beurlaubten, Reſerve⸗ und Land wehrmänner. 


197 


Nr. 8. Ausgeg. am 22. März. 
Circular⸗Verordnung vom 10. März 1878, Nr. 3050 728 IV. Ausgabe 
der „Vorſchrift über das Legitimationsblatt“. 
Nr. 9. Ausgeg. am 22. März. 


Circular⸗Verordnung vom 8. März 1878, Praes. Nr. 293. Beſtimmungen 


über die von den Landwehr⸗Truppenkörpern während der Mobilität zu 
führenden ärzt ichen Protokolle. 
Nr. 10. Ausgeg. am 23. März. 

Cireular⸗Verordnung vom 2. März 1878, Praes. Nr 358. Hinausgabe 
der Geſetze und Vorſchriften für den Landſturm in Tirol und Vorarlberg, dann 
der Ueberſicht über die tiroliſchen Landſturmkörper. 

Circular⸗Verordnung vom 9. März 1878, ad Nr. 221722 IV. Aus⸗ 
gabe der „Inſtruetion über die Einrichtung, Conſervirung, Bifitirung und Behand⸗ 


lung des k. k. Carabiners und des Extra⸗Corpsgewehres mit Werndl⸗Verſchluß 


(Modell 1873) und der hiezu gehörigen Munition vom Jahre 1877“ 

Circular⸗Verordnung vom 13. März 1878, Nr. 3052/731 IV. Ausgabe 
der „Ergänzung zur Schieß⸗Inſtruction für die Cavallerie und techniſchen Truppen 
des k. k. Heeres vom Jahre 1874“. 


Neichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 1828. 
XI. Stück. Ausgeg. am 2. April. 

28. Kundmachung vom 30. März 1878, betreffend die Verlängerung der 
mit der Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft des öſterr.⸗ungar. Lloyd beſtehenden Ver⸗ 
träge wegen Beſorgung des Seepoſtdienſtes und wegen des Betriebes einer 
directen und regelmäßigen Poſtdampferlinie zwiſchen Trieſt und Bombay. 

XII. Stück. Ausgeg. am 5. April. 

29. Geſetz vom 3. April 1878, betreffend die Erzielung eines Einver⸗ 
ſtändniſſes über die Beitragsleiſtung beider Reichshälften zur Tilgung der Schuld 
von 80 Millionen Gulden an die öſterreichiſche Nationalbank. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 12. April. 

30. Geſetz vom 18. Februar 1878, betreffend die Enteignung zum Zwecke 
der Herſtellung und des Betriebes von Eiſenbahnen. 

31. Geſetz vom 18. März 1878, betreffend die Verjährung der directen 
Steuern, der Maßen⸗ und Freiſchurfgebühren, der Verzehrungsfteuern, Taxen, 
Stempel⸗ und unmittelbaren Gebühren. 

32. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 2. April 1878, womit 
beſtimmt wird, daß das Geſetz vom 1. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 43), betreffend 


die Vollſtreckung der Freiheitsſtraſen in Einzelhaft in der Männer⸗Strafanſtalt 0 


zu Pilſen in Ausführung zu bringen iſt. 

33. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 2. April 1878, betreffend 
die Abänderung einiger conceſſionsmäßiger Tarifbeſtimmungen der k. k. priv. 
Prag⸗Duxer Eiſenbahn. 

XIV., Stück. Ausgeg. am 1. Mai. 

34. Geſetz vom 5. April 1878, über die Veräußerung einiger Objecte des 
unbeweglichen Staatseigenthums. 

35. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 15. April 1878, betreffend die 
Geſtattung der Abfertigung von Strecken⸗Zugs⸗Gütern im Anſageverfahren bei 


den in den Eiſenbahnhöfen aufgeſtellten k. k. Zollämtern Jägerndorf und Bodenbach. 


36. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 26. April 1878, betreffend 
die Errichtung eines Steuer⸗ und gerichtlichen Depofttenamtes zu Kladno in Böhmen 

37. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 28. April 1878, betreffend“ 
das Verbot der Ausfuhr von Torpedos, auch im zerlegten Zuſtande. 

38. Verordnung des Handelsminiſters vom 30. April 1878, betreffend 
die Abänderung des durch das Betriebs⸗Reglement vom 10. Juni 1874 (R. G. 
Bl. Nr. 75) vorgeſchriebenen Frachtbrief⸗Formulares. 

XV. Stück. Ausgeg. am 10. Mai. 

39. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 30. April 1878, betreffend 
die Abänderung einiger conceſſionsmäßiger Tarifbeſtimmungen der k. k. priv. 
Kaiſer⸗Franz⸗Joſefbahn. 

40. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 3. Mai 1878, betreffend 
die Vergütung der Koſten der von der k. k. Landwehr für Zwecke der Civil⸗ 
verwaltung beigeſtellten Aſſiſtenzen. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 26. Mai. 

41. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 13. Mai 1878, betreffend die 
Zurückverlegung des k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe Floriansdorf zu Seifhenners⸗ 
dorf in Sachſen nach Floriansdorf. 

42. Geſetz vom 22. Mai 1878, betreffend die Verlängerung der Wirk⸗ 
ſamkeit des Geſetzes vom 24. December 1867 (R. G. Bl. 1868, Nr. 2) über 


die Beitragsleiſtung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zu 


dem Aufwande für die allen Ländern der öſterreichiſchen Monarchie gemeinſamen 
Angelegenheiten, des auf Grund des Geſetzes vom 27. März 1869 (R. G. Bl. 
Nr. 117) abgeſchloſſenen Uebereinkommens wegen gegenſeitiger Feſtſtellung der 
Auslagen im Zollgefälle, des Geſetzes vom 24. December 1867 (R. G. Bl. 1868, 
Nr. 4), betreffend das Zoll⸗ und Handelsbündniß zwiſchen den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern und den Ländern der ungariſchen Krone, 
des Geſetzes vom 27. December 1862 (R. G. Bl. 1863, Nr. 2), in Betreff der 
Abſchließung eines Uebereinkommeus mit der öſterreichiſchen Nationalbank, des 
Vertrages mit der Geſellſchaft des öſterr.⸗ungar. Loyd wegen Beſorgung des 
Seepoſtdienſtes vom 18. November 1871 (R. G. Bl. 1872, Nr. 157) und des 
Vertrages mit der Geſellſchaft des öſterr.⸗ungar. Lloyd vom 26. April 1872 
über den Betrieb einer directen und regelmäßigen Poſtdampferlinie zwiſchen 
Trieſt und Bombay (R. G. Bl. 1872, Nr. 72) bis Ende Juni 1878. 

43. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 22. Mai 1878, betreffend 
den Beginn der Amtswirkfamkeit des Bezirksgerichtes königliche Weinberge in 
Böhmen. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 29. Mai. 

44. Kundmachung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
15. Mai 1878, betreffend die Umwandlung der Hafen- und Seeſanitäts⸗Deputation 
in Budua in eine mit dem dortigen k. k. Zollamte vereinigte Hafen⸗ und See⸗ 
ſanitäts⸗Agentie, und die Umwandkung der mit dem k. k. Zollamte Cattaro ver⸗ 
einigten Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Agentie in eine ſelbſtſtändige Hafen⸗ und See⸗ 
ſanitäts⸗Deputation. 

45. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. Mai 1878, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinden Oſtra und Reichaueramt zu dem Sprengel des 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Krems in Niederöſterreich. 

46. Kundmachung vom 28. Mai 1878, betreffend die Verlängerung des 
Handels⸗ und Schifffahrts⸗Vertrages mit Italien. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 30. Mai. 

47. Uebereinkommen vom 29. Mai 1878, zwiſchen der k. k. Regierung 
und der priv. öſterr. Nationalbank auf Grund des Geſetzes vom 22. Mai 1878 
(R. G. Bl. Nr. 42), betreffend die weitere Verlängerung des Bankprivilegiums 
bis Ende Juni 1878. 

48. Kundmachung vom 29. Mai 1878, betreffend die Verlängerung der 
mit der Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft des öſterr.⸗ungar. Lloyd beſtehenden Ver⸗ 
träge, wegen Beſorgung des Seepoſtdienſtes und wegen des Betriebes einer 
directen und regelmäßigen Poſtdampferlinie zwiſchen Trieſt und Bombay. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 12. Juni. 

49. Kundmachung des Ackerbauminiſteriums vom 21. Mai 1878, in Betreff 
der Unterordnung der Staats⸗ und Fonds⸗Forſtverwaltungs⸗Organe in Böhmen. 

50. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 7. Juni 1878, betreffend die Ausdehnung des mit der Verordnung 
vom 24. März l. J. (R. G. Bl. Nr. 22) kundgemachten Ein⸗ und Durchfuhr⸗ 
verbotes von Hadern u. ſ. w. aus Beßarabien auf ganz Rußland, und das 
Verbot der Ein⸗ und Durchfuhr von Bettfedern. 

51. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 8. Juni 1878, betreffend 
die Aenderung des Gebietsumfanges der Bezirksgerichtsſprengel Zmigrod und 
Krosno in Oſtgalizien. 

52. Geſetz vom 11. Juni 1878, betreffend die Bedeckung des dem gemein⸗ 
ſamen Miniſterium bis zur Höhe von 60 Millionen Gulden bewilligten Credites. 
XX. Stück. Ausgeg. am 14. Juni. 

53. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 1. Mai 1878, betreffend 
die gleichförmige Einrichtung und Ueberwachung der Signalmittel auf Grund der 
Vorſchriften zur Vermeidung von Seeunfällen durch Zufammenftoß von Schiffen. 

54. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 5. Juni 1878, betreffend 
die Vereinigung des Zoll⸗ und Salz⸗Verſchleißamtes zu Riſano mit dem dortigen 
Steuer⸗ und gerichtlichen Depoſitenamte, dann Errichtung eines Nebenzollamtes 
II. Claſſe in Peraſto. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 16. Juni. 

55. Geſetz vom 16. April 1878, wodurch das Miniſterium der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder zum Abſchluſſe eines Uebereinkommens 
wegen Vermehrung der Kupferſcheidemünze mit dem Miniſterium der Länder der 
ungariſchen Krone ermächtigt wird. 

56. Erlaß des Ackerbauminiſters vom 7. Juni 1878, betreffend einige 
Aenderungen des Statuts für die Verwaltung der buk. gr.⸗or. Religionsfondsgüter. 

57. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 15. Juni 1878, betreffend 
das Verbot der Ausfuhr von Maulthieren. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 25. Juni. 

58. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 18. Juni 1878, betreffend 

die Einlöfung der Coupons der Obligationen der einheitlichen Staatsſchuld, der 
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Soldrente- Obligationen und der Obligationen der Lotterie-Anlehen vom Jahre 


1854 und 1860. 

59. Geſetz vom 22. Juni 1878, betreffend die Regelung der Perſonal⸗ 
und Dienſtesverhältuiſſe der der bewaffneten Macht angehörigen Civilſtaats⸗ 
bedienſteten mit Bezug auf deren Verpflichtung zur activen Dienſtleiſtung im 
ſtehenden Heere, in der Kriegsmarine, Landwehr oder im Landſturme. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 

60. Geſetz vom 27. Juni 1878, womit die gleichzeitige Kundmachung der 
nachbenannten Geſetze, als: des Geſetzes, wodurch das Miniſterium der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zur Vereinbarung eines Zoll⸗ 
und Handelsbündniſſes mit dem Miniſterium der Länder der ungariſchen Krone 
ermächtigt wird; des Geſetzes, wodurch das Miniſterium der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder zum Abſchluſſe einer Vereinbarung wegen 
Durchführung der Beſtimmungen des Artikel XX des Zoll⸗ und Handelbünd⸗ 
niſſes mit dem Miniſterium der Länder der ungariſchen Krone ermächtigt wird; 
des Geſetzes, wodurch die Regierung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder ermächtigt wird, mit der ungariſchen Regierung in Betreff der Schuld 
von 80 Millionen Gulden an die privilegirte öſterreichiſche Nationalbank eine 
Vereinbarung abzuſchließen; des Geſetzes, wodurch der Finanzminiſter ermächtigt 
wird, mit der privilegirten öſterreichiſchen Nationalbank in Betreff der Schuld 
von 80 Millionen Gulden öſterr. Währ. ein Uebereinkommen abzuſchließen; des 
Geſetzes, betreffend die Ermächtigung der k. k. Regierung zum Abſchluſſe eines 
Verlrages mit der Dampſſchifffahrtsgeſellſchaft des öſterreichiſch⸗ungariſchen Lloyd 
wegen des Betriebes directer und regelmäßiger Dampferlinien zwiſchen Trieſt 
und Oſtindien; des Geſetzes, betreffend die Errichtung und das Privilegium der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Bank, endlich des Geſetzes, betreffend den allgemeinen 
Zolltarif des öſterreichiſch⸗ungariſchen Zollgebietes angeordnet, der Zeitpunkt für 
den Beginn der Wirkſamkeit dieſer Geſetze beſtimmt, und wodurch zugleich die 
Regierung zur Verlängerung der mit Frankreich, Italien und Deutſchland 

geſchloſſenen Zoll⸗ und Handelsverträge ermächtigt wird. 
XXIV. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 

61. Geſetz vom 27. Juni 1878, über die Beitragsleiſtung der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder zu dem Auſwande für die allen Ländern 
der öſterreichiſchen Monarchie gemeinſamen Angelegenheiten. 

62. Geſetz vom 27. Juni 1878, wodurch das Miniſterium der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder zur Vereinbarung eines Zoll- und Handelsbünd⸗ 
niſſes mit dem Miniſterium der Länder der ungariſchen Krone ermächtigt wird. 

63. Geſetz vom 27. Juni 1878, wodurch das Miniſterium der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder zum Abſchluſſe einer Vereinbarung 
wegen Durchführung der Beſtimmungen des Artikels XX des Zoll⸗ und Handels⸗ 
bündniſſes mit dem Miniſterium der Länder der ungariſchen Krone ermächtigt wird. 

64. Geſetz vom 27. Juni 1878, wodurch die Regierung der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder ermächtigt wird, mit der ungarischen 
Regierung in Betreff der Schuld von 80 Millionen Gulden an die privilegirte 
öſterreichiſche Nationalbank eine Vereinbarung abzuſchließen. 

65. Geſetz vom 27. Juni 1878, wodurch der Finanzminiſter ermächtigt 
wird, mit der privilegirten öſterreichiſchen Nationalbank in Betreff der Schuld 
von Achtzig Millionen Gulden öſterr. Währung ein Uebereinkommen abzuſchließen. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 

66. Geſetz vom 27. Juni 1878, betreffend die Errichtung und das Pri⸗ 
vilegium der öſterreichiſch⸗ungariſchen Bank. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 

67. Geſetz vom 27. Juni 1878, betreffend den allgemeinen Zolltarif des 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Zollgebietes. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 

68. Schifffahrts⸗ und Poſtvertrag vom 6. November 1877, abgeſchloſſen 
von dem k. und k. Miniſter des Aeußern einerſeits und der Dampfſchifffahrts⸗ 
Unternehmung des öſterreichiſch⸗ungariſchen Lloyd andererſeits, und Protokoll vom 
14. Mai 1878, betreffend die Abänderung mehrerer Beſtimmungen dieſes Vertrages. 

69. Kundmachung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
28. Juni 1878, enthaltend den vom k. und k. Miniſterium des Aeußern und der 
Dampfſchifffahrts⸗ Unternehmung des öſterreichiſch⸗ungariſchen Lloyd auf Grund 
der Beſtimmung des Punktes 12 des Protokolles vom 14. Mai 1878 (R. G. Bl. 
Nr. 68) unterzeichneten Schifffahrts⸗ und Poſtvertrag. 

70. Geſetz vom 27. Juni 1878, betreffend die Ermächtigung der k. k. 
Regierung zum Abſchluſſe eines Vertrages mit der Dampſfſchifffahrts⸗Geſellſchaft 
des öſterreichiſch⸗ungariſchen Lloyd wegen des Betriebes directer und regelmäßiger 
Dampferlinien zwiſchen Trieſt und Oſtindien. 
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XXVIII. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 

71. Geſetz vom 27. Juni 1878, betreffend die Rübenzucker⸗Beſteuerung, 
giltig für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, mit Ausnahme 
Dalmatiens und der Zollausſchlüſſe von Iſtrien, Trieſt und Brody. 

72. Geſetz vom 27. Juni 1878, betreffend die Branntweinbeſteuerung fitt 
die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder mit Ausnahme Dalmatiens 
und der Zollausſchlüſſe von Iſtrien, Trieſt und Brody. 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 29. Juni. 

73. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 18 Juni 1878, wegen Zulaſſung 
einiger Wertheffecten als Pfand bei der Sicherſtellung der Borgung der Rüben⸗ 
zucker⸗, Branntwein⸗ und Bierſteuer. 

74. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 21. Juni 1878, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinde Stronibaby zu dem Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichtes Zloczow in Oſtgalizien. 

75. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 22. Juni 1878, betreffend 
den Beginn der Wirkſamkeit des Bezirksgerichtes Radomysl in Weſtgalizien. 

76. Kundmachung vom 28. Juni 1878, betreffend die Verlängerung der 
Wirkſamkeit der Handelsverträge mit Deutſchland, mit Frankreich und mit Italien 
bis 31. December 1878. 

77. Kundmachung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
28. Juni 1878, betreffend den Abſchluß des Vertrages zwiſchen der k. k. Staats⸗ 
verwaltung und der Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft des öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Lloyd, wegen des Betriebes directer und regelmäßiger Dampferlinien zwiſchen 
Trieſt einerſeits und Bombay, Ceylon, Calcutta, Singapore, eventuell Hongkong 
andererſeits. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 30. Juni. 

78. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 22. Juni 1878, betreffend die 
Ermächtigung des königlich ungariſchen Hauptzollamtes Temesvär zur Austritts⸗ 
behandlung von Branntwein. 

79. Geſetz vom 23. Juni 1878, wodurch der die Stempel⸗ und Gebühren⸗ 
freiheit im Civilproceſſe genießende Kläger von der Verpflichtung befreit wird, 
dem Beklagten für die Gerichtskoſten Sicherheit zu leiſten, oder zu beſchwören, 
daß er dieſe Sicherheit nicht leiſten könne. 

80. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 28. Juni 1878, betreffend die 
für die Rübenzuckerſteuer⸗Pauſchalirung in der Betriebsperiode 1878/79 anzuwen⸗ 
denden Maßſtäbe der täglichen Leiſtungsſähigkeit der Saftpreſſen und der zu 
Batterien verbundenen Diffuſionsgefäße, dann das Maß der von den Unternehmern 
der pauſchalirten Rübenzucker⸗Fabriken für eine allfällige Zuckerſteuer⸗Nachzahlung 
zu leiſtenden Sicherſtellung. 

81. Kundmachung des k. k. Miniſter⸗Präſidenten vom 29. Juni 1878, 
betreffend den zwiſchen dem Miniſterium der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder und dem Miniſterium der Länder der ungariſchen Krone erfolg⸗ 
ten Abſchluß des Zoll⸗ und Handelsbündniſſes, der Vereinbarung wegen Durch⸗ 
führung der Beſtimmungen des Artikel XX desſelben und der Vereinbarung in 
Betreff der Schuld von 80 Millionen Gulden an die privilegirte öſterreichiſche 
Nationalbank. 

82. Uebereinkommen des k. k. Finanzminiſters mit der privilegirten öſter⸗ 
reichiſchen Nationalbank, in Betreff der Schuld von Achtzig Millionen Gulden 
öſterr. Währung. 


Perſonalien. 
5 Seine Majeſtät haben dem k. k. Schatzmeiſter, Regierungsrath Quirin 
Ritter v. Leitner das Komthurkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurafſhe im Miniſterium des Innern 
Emanuel Trojan den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bergrath Alois Bouthillier der Berg⸗ 
hauptmannſchaft in Klagenfurt zum Oberbergrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Baudirector der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn Friedrich 
Biſchoff das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Erledigungen. 

Bezirkshauptmannſtelle im Verwaltungsgebiete Innsbruck mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 280.) 

Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Zara in der 
ſechsten Rangsclaſſe, bis letzten December. (Amtsbl. Nr. 280.) 

Ingenieurſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen mit der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Bergadjunctenſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 10. December. (Amtsbl. Nr. 280.) 

Hilfsarztesſtelle bei der oberöſterreichiſchen Gebäranſtalt in Linz mit 500 fl. 
Jahresentlohnung und Naturalwohnung, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 284.) 


Hierzu als Beilage: Bogen 29 und 30 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich E. Gruß. 


